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Anfrage 

der Abgeordneten nr.Leitner, Dr.König, Dr.Keimel, Pischl, ~ 

Keller 

und Genossen 

an den Bundeskanzler 

betreffend Uberstundenl~istt1ncnn und deren lTn"-n~ndlung. 

Di~ Beantwortunq der Anfragen der Abgeordneten Dr.Leitner 

und Genossen betreffend Oberstundenleistungel, ir. B~reich der 

Bundesverwaltung vor ca. einer. Jahr, hat gezeigt, daß 1980 in 

der Bundt::sverwaltung 3.1,6 r~io. liberstundC?n geleistet \'lurden, 

für die 6,7 ~rd.S auf0cwendet werden m~ßten. nie überwiegende 

2ahl cer '-!inister hat erklärt, daß l'ehrdienstleistungen 

unregelmäßig anfallen und ein Ersatz durch neue Dienstposten 

kaum möglich erscheint. 

Die Regierunq hat dann unter dem Eindruck sehr hoher f'ehr­

dienstleistungen in ihrem Verwaltungsbereich beschlossen, 

daß irr. Jahre 1982 10% der Überstunden eingespart werden 

sollen. 

In letzter Zeit hat Sozialminister Dallinger neuerdings die 

:·:einl.::1C; vertreten, aaß die Hälfte aller Überstunden im 

Bereich der Dundesverwaltung regelmäßig anfallen, sodaß eine 

~mwandlung in Dienstposten möglich wäre. Er hat vorgeschlagen, 

daß die T'eqiC?runs in ihrpm Bereich die fiberstunden stark 

einschr~nken soll und dafür 5000 bis 7000 neue Dienstposten 

z u s eh a f fc n \ .. ' i'i ren. : . .:l r '~l:'" c rh i n aus hat e r an ge k ü n d i g t, <1 i e 

(]:':Jl~-:'ir;er';! Besteuerung der Oberstnndenzuschläge beseitigen 

zu wollen. Diese Besteuerung wird von sozi~listischer Seite 

*) erging auch an alle anderen Mitglieder der Bundesregierung 
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als gesetzliches Privileqiurn bezeichnet. 

Eine solche Änderung würde vor allem Arbeitnehmer benachteiligen, 

die an Wochenenden und auch am Sonntag arbeiten müssen. 

~it der Ermöglichung der Teilzeitbeschäftigung pragmatisch 

Bedi~nsteter, die von einer beachtlichen Zahl gewünscht wird, 

könnten ohne Belastung des Bundesbudgets und ohne Ausdehnung 

der Dienstpostenpläne zusätzlich l1enschen beschäftigt und 

,gleichzeitig Mehrdienstleistungen eingeschränkt werden. 

Um einen Überblick über die geleisteten Überstunden und Mehr­

dienstleistungen, über den Erfolg der beschlossenen Einsparung 

1982 und über die Möglichkeiten hzw. Auswirkungen einer Um­

wandlung in Dienstposten zu erhalten, stellen die unter­

fertigten Abgeordneten an den Bundeskanzler folgende 

A n fra g e 

1) Wieviele Überstunden und sonstigen Mehrdienstleistungen wurden 

in den Jahren 1981 und 1982 in Ihrem Ressortbereich geleistet 

und wie verteilen sich diese auf Zentralverwaltung, auf 

vorgelagerte Dienststellen und auf Betriebeoder betriebs­

ähnliche Einrichtungen? 

2) Wie hoch ist der Betrag für Überstunden und l1ehrdienst­

leistungen, der 1981 in Ihrem Ressortbereich erforderlich war? 

3) Wie hoch ist der Betrag für Überstunden und Mehrdienstleistungen, 

der in den ersten 10 Monaten des Jahres 1982 in Ihrem 

Ressortbereich erforderlich war und wie verhält sich dieser 

Ir: Ver(jleich.zumVo!:".jahr? 
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~) '.:i'?vielc j:··)(·rstuncen bzv!. t'chn'!icn!';tleistun<:Jen \·;urden 1982 

auf Grun~ des Pegierun9she~chlusses eingespart? 

5) ~heviele der geleisteten Üherstunden bZH. '"ehrdienstleistungen 

fallen reqelmäßig an? 

G) Planen Sie in Ihrem Zuständigkeitsbereich eine Ausweitung 

des Dienstpostenplanes und die Einstellung weiterer Arbeits­

kr~fte anstelle de~ geleisteten nberstunden und Mehrdienst­

leistungen? 

7) ~enn ja, wieviele Dienstposten sollen dahei neu geschaffen 

\-;c r Gen? 

8) ~enn nein, warum sind die Vorschläge des Sozial~inisters 

nicht zielführend? 

9) Sind Sie dafür, Teilzeitarbeitsplätze auch für pragmatisierte 

Bedienstete zu schaffen? 

10) Wenn nein, warUD lehnen Sie die Teilzeitbeschäftigung 

pr agrna ti 5 i e rte r Bedi e ns te te r ab, Obl-l0h 1 eine sol che Ha ß nahrr.c 

arbeitsmarktpolitisch erwünscht ist? 
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